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VII ZR 218/64 URTEIL Verkiindet am
26. Januar 1967
Jodas,
Justizangestellter

als Urkundsbeamter
der Geschiiftsstelle

in dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Giinter B s Alleininhaber der
Firma D@P-Verlag, S » R YEE»-strate @D,

Beklagten, Berufungsklégers
und Revisionsklégers,

- ProzeBbevollméichtigter: Rechitsanwalt Dr.h.c- -

gegen

di¢ Handelsvertreterin Ischa Barponin von P ,
ub—B-, Hctratc @ II b. .

Klégerin, Berufungobeklagte
und Revisionsbheklagte,

- Prozefbevollmiichtigter: Rechtsanwalt Dr. - - .



Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat
auf die miindliche Verhandlung vom 26. Januar 1967
unter Mitwirkung des Vizeprédsidenten des Bundesgerichts-
hofs Glanzmann sowie der Bundesrichter Rietschel, Erbel,
Dr. Vogt und Dr. Finke

fiir Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil

des 3. Zivilsenats des QOberlandesgerichts in

Stuttgart vom 16. Juli 1964 wird zurilickge-
~v. wiesen.

Der Beklagte hat die Kosten der Reviaion zu
tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Kldgerin war vom 1. April 1957 bis 30. Juni 1962
als Handelsvertreterin deo Beklagten tdtig. Am 29. Miérz
1962 kiindigte ihr der Beklagte fristgerecht zum 30. Juni
1962. Am 5. Juni 1962 fand eine Besprechung der Parteien
statt. Am 7. Juni 1962 schrieb der Beklagte der Kligerin:

"Bei unserem Gespriich am 5.6. in Stuttgart
8ind wir ibereingekommen, daB wir die in
unseren Klindigungsschreiben vom 29.3.1962
ausgesprochene Aufhebung des Vertrages
annullieren. Sie sind also weiterhin fiir
uns {lber den 1.7.1962 hinaus tédtig.

Bezliglich des Autokosten-Zuschusses von
250,—— DM monatlich iiberlieBen Siec mir die



Matthias Prinz
Rechtsanwalt

Zntscheidung. Ich mochte nun diese Ent-
ocheidung dahingehend treffen, daB ich
Ihnen bis Ende des Jahres den Betrag einst-
weilen weiterzahle und mache Ihnen den Vor-
schlag, dafl wir uns Ende des Jahres noch
einmal - je nach Geschdftsentwicklung -
iiber den Fall und seine Regelung unterhal-
ten ohne dafli die Losung dieses Punktes zu
einer erneuten Aufhebung des Vertrags
fithren wiirde.

Ich hoffe, daB Sie mit dieser Regelung
einverstanden oind und danke Ihnen noch-
mals fiir Thren Besuch und begriiBc Sie ...."

Die Klédgerin antwortete am 29. Juni 1962

JLaw — Gesetze und Urteile

"Ihr Schreiben vom 7. d.M. havbe ich erhal-~
ten, muBl aber darauf hinweisen, dafBl ich
Ihnen durchaus keine Zusage gegeben habe,
iber den 30.6.1962 hinaus weiter mit Ihnen

zu arbeiten und Ihnen dabei die Enitscheidung

gzu iiberlassen, ob und wie lange Sie mir den
Zuschufl filr PKW-Kosten von 250,~— DM monat-
lich in Zukunft zahlen oder nicht zahlen.

Auch mit Ihrer vorlédufigen Zusage, mir bis
zum Jahregsende zunidchst den Zuschufl weiter
zu zahlen, bin ich nicht einverstanden, da

wir damit die Auseinandersetzung iiber diesen
Punkt lediglich um ein halbes Jahr verschie-

ben wiirden, ohne eine sachliche Einigung zu
erhalten.

Ich halte es daher fiir besser, gem. Ihrer
Kilndigung vom 29.3. d.J. den Vertrag zum

www.prinz.law

30.6.1962, wie von Ihnen gewiinscht, zu veenden."

Mit der Klage hat die Kldgerin eine fiir sie un-
streitig entstandene Provisionsforderung von 7.963,37 DH
ncbst Zinsen geltend gemacht.

Kostenlos

Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — fiir Android JLaw —fiir iOS

(mobile App)
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Der Beklagte hat mit einer angeblichen Schadens-
ersatzforderung von 12.500 DM aufgerechnet.

Das Landgericht hat durch Teilurteil der Klage
stattgegeben; iiber die vom Beklagten erhobene negative
Feststellungswiderklage hat es noch nicht entschieden.
Das Oberlandesgericht hat die Berufung des Beklagten
gegen das Teilurteil zuriickgewiesen.

Mit der Revision, um deren Zuriickweisung die
Klégerin bittet, verfolgt der Beklagte seinen Antrag
auf Klageabweisung weiter.

Entscheidungsgriindes

Der Beklagte hat die zur Aufrechnung gestellte
Gegenforderung wie folgt begriindet.

In der Besprechung vom 5. Juni 1962 hédtten die
Parteien sich so geeinigt, wie er es in seinem Brief
vom 7. Juni 1962 dargestellt habe. Dieser Brief sei
ein kaufméinnisches Bestdtigungsschreiben. Die Kliégerin
habe ihm nicht rechtzeitig widersprochen. Er sei daher
Vertragsinhalt geworden, unabhéngig davon, welchen Ver-
lauf das Geoprédch vom 5. Juni 1962 gchabt habe. Die
Kldgerin sei somit verpflichtet gewesen, ihre Vertreter-
tidtigkeit fiir ihn {iber den 30. Juni 1962 hinaus fortzu-
setzen. Dao habe sie nicht getan. Deswegen sei ihm ein
Gewinn von 12.500 DM entgangen.
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1.) Das Berufungsgericht hidlt den dem Beklagten
obliegenden Beweis nicht filr erbracht, daB die Par-
teien sich in der Besprechung vom 5. Juni 1962 iiber
eine Fortsetzung des Vertrages iber den 30. Juni 1962
hinaus einig geworden sind.

Diese Ausfiihiungen sind rechtsfehlerfrei und binden
das Revisionsgericht. Was die Revision dagegen vorbringt,
sind unzulédssige Angriffe auf die tatrichterliche Beweis-
vitrdigung. ‘

a) Mit Recht geht das Berufungsgericht von der Be-~
weislast des Beklagten fiir seine Behauptung aus, daf die
Partelen am 5. Juni 1962 sich iiber die Fortsetzung des
Vertrages iiber den 30. Juni 1962 hinaus geeinigt hdtten.

In Streit ist némlich nicht die Klageforderung als
solche, sondern nur die vom Beklagten zur Aufrechnung ge-
stellte Gegenforderung, welche er als Schadensersatzfor-
derung daraus herleitet, daf die Kliigerin sich vertrags-
widrig geweigert habe, ilber den 30. Juni 1962 hinaus alo
Handelsvertreterin filr ihn t#dtig zu sein. Die Voraus-
setzungen dieses seines Schadensersatzanspruchs mufl der
Beklagte beweisen. Dazu gehort, dafl die Kligerin sich
mit ihnm ilber eine Verlingerung des von ihm wirksam zum
30. Juni 1962 gekiindigten Vertrages iiber diesen Zeitpunkt
hinaus geeinigt habe. Diesen Beweis sieht das Berufungs-
gericht ohne Rechtsverstofl als nicht gefithrt an.

b) Es hat bei seiner Wiirdigung den Grund fir die
Kiindigung des Beklagten (AutokostenzuschuB fir die
Klégerin), den weiteren Verlauf der Ereignisse bis zur
Unterredung am 5. Juni 1962 und die wirtschaftliche Lage




der Klédgerin im Zeitpunkt dieser Unterredung ersicht-
lich nicht auBler azht gelassen.

¢) Aus dem Schreiben der Klégerin an den Verlago-—
leiter HEP vom 19. Juni 1962 dbrauchte es nicht den
SchluB zu ziehen, dafl die Darstellung des Beklagten
iiber den Verlauf der Unterredung vom 5. Juni 1962
richtig wére.

Die Revision riigt in diesem Zusammenhang die Er-
widgung des Berufungsgerichte, die Kliégerin habe in dem
Brief an H¢JJ® ihre vertraglichen Beziehungen zum
Beklagten bewullt vorteilhafter dargestellt, als sie
tatoédchlich gewesen gseien. Die Revisoion meint, der-
artiges habe die Klédgerin seclbst nie behauptet, die
Annahme des Berufungsgerichts verstofle daher gegen
§ 128 zZPO.

Auf diesc Erwigung des Berufungsgerichts und die
dagegen gerichtete Revisionsriige kommt es jedoch nicht
an. Denn das Berufungsurteil wird jedenfalls von der
weiteren Begriindung getragen, daB die KlHgerin in ihrem
Brief an H- ausdriicklich darauf hingewiescen habe,
die Kiindigung ihres VertragsverhHltnisoes bestehe noch.
Damit zielt das Berufungsgericht ersichtlich auf den
vorletzten Satz des Briefes, welcher lautet:

"Am 1. Juli sollte ich Ihren Bescheid haben,

da dann meine Kiindigungofrist abléuft."
Das Berufungsgericht legt diecen Satz dahin aus, die
Klédgerin habe mit ihm zum Ausdruck gebracht, daf der
FYortbestand des vom Beklagten zum 30. Juni 1962 gekiindig-
ten Vertragsverhdltnisses iiber diesen Zeitpunkt hinaus
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bis dahin noch in der Schwebe sei. Diese tatrichterliche
Auslegung der genannten Individualerklérung lé8t kceinen
Rechtsfehler erkennen und bindet daher das Revigions-
gericht.

Die Revision mdchte demgegeniiber den Satz dahin
auslegen, daf die Klédgerin darauf hinweisen wollte,; cie
miiose sich bis zum 1. Juli 1962 entscheiden, ob sic das
(verlédngerte) Vertragsverhdltnic zum néchoten ordent—
lichen Kiindigungotermin (1. Oktober 1962) kiindigen wolle.
Diese Auslegung ist keinesfalls zwingend. Die Revision
kann daher mit ihr in der Revisionsinstanz nicht durch-
dringen.

d) Was die Revision weiter iiber die Kiindigungsmog-
lichkeiten der Kl&dgerin nach dem 1. Juli 1962 ausfiihrt,
ist nicht mit dem vereinbar, was das Berufungogericht
tiber den Inhalt deo Gespréchs vom 5. Juli 1962 feotge-
otellt hat.

2.) Zu dem Schreiben dec Beklagten vom 7. Juni 1962
fiihrt das Berufungsgericht u.a. aus:

Indem der Beklagte in diesem Schreiben wegen des
Autokostenzuschusges einen bestimmten Vorschlag gemacht
und die Hoffnung geduBert habe, die Klagerin werde mit
der von ihm vorgeschlagenen Regelung einverstanden sein,
habe er selbst zum Ausdruck gebracht, daB das Einver-
stdndnis der Klégerin zu seinem Vorschlag noch ausstehe

und erforderlich gei. Unter diesen Umstdnden habe er das

Schweigen der Kldgerin nicht als Zustimmung zu seinem
Schreiben auffasgen konnen und diirfen.
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Diese Ausfilhrungen des Berufungogerichts halten
den Angriffen der Revigion stand:

a) Das Berufungsgericht geht selbst davon aus, daB
der Widerspruch der Klégerin vom 29. Juni 1962 verspitet
gewesen wire, wenn es sich bei dem Schreiben dec Beklag-
ten um ein reines Bestidtigungsschreiben gehandelt hétte
(vgl. BGHZ 7, 187; 11, 1; 18, 2123 20, 149). Es meint
jedoch, hier handle es sich um "eine besondere Form
eines Best&tigungsschreibens'", wofiir der Rechtssatz nicht
gelte, daB Schweigen des Empfiéngers als Zustimmung zu
werten sei.

b) Der Revision ist zuzugeben, daB das Schreiben des
Beklagten vom 7. Juni 1962 in seinem ersten Teil (Aboatz
1 und Absatz 2 Satz 1) den Inhalt der miindlichen Verhand-
lung der Parteien vom 5. Juni 1962 bestidtigt. Hdtte der
Beklagte sein Schreiben mit diesem ersten Teil abge-~
schlossen und die weiteren Ausfilhrungen weggelassen, so
konntc nicht zweifelhaft sein, daB es sich um ein :reihes Be-
stdtigungsochreiben handeln wiirde, dem die Kldgerin als-
bald hédtte widersprechen miissen, um der Rechtsfolge zu
entgehen, daf ihr Schweigen vom Beklagten nach Treu und
Glauben als ihr Einverstéindnis hédtte gewertet werden dlir-
fen.

¢) Der Beklagtc hat sich aber nicht mit dem ersten
Teil Seines Schreibenc begniigt, sondern hat diesem
Schreiben einen weiteren Inhalt gegeben. Er hat fiir das
laufende Jahr 1962 die Entscheidung iiber den Autokogten-—
zuschufl getroffen, die er, folgt man dem vorangchenden
Inhalt scines Briefes, einseitig zu treffen befugt war.
Er hat weiter der Klédgerin den Vorschlag gemacht, Ende



des Jahrces iiber den AutokostenzuschuBl erneut zu-ver-
handeln und, unabhingig vom Aucgang dieser Verhandlun-
gen, diesc Frage dann nicht zum Anlaf fiir eine Kiindi-
gung zu machen. Am SchluBl des Briefes heiflt es:

"Ich hoffe, dafl Sie mit dieser Regelung
einverstanden sind ... "

aa) Die Revision meint, das sei nur eine héfliche
Redensart ohne rechtlichen Gehalt.

Das Berufungsgericht legt den Brief jedoch anders
aus. B8 ist der Auffassung, der Beklagtec habe damit selbst
zum Ausdruck gobracht, dafl das Einverstdndnis der Klégerin
noch ausstehe.

Diease Auslegung ist rechtsfehlerfrei und bindet da-
her das Revisionsgericht. Das Berufungsgericht durfte den
Schreiben des Beklagten entnehmen, daB dieser von der
Kliigerin darauf noch irgendeine Antwort erwartete.. Das
Berufungogericht wertet den Inhalt des Schreibens somit
jedenfalls teilweise als Vertragsangebot des Beklagten an
die Klédgerin, auf welcheas Schweigen der Klégerin nicht
Zustimmung, sondern Ablchnung bedeutete.

bb) Geht man davon aus, so kann auch der weiteren
Viirdigung des Berufungsgerichts nicht entgegengetreten
werden. llaBgebend ist, ob der Beklagte das passive Ver-
halten der Klédgerin nach Treu und Glauben als Einverstind-
nis anschen durfte. Das hat in erster Linie der TPTatrichter
zu beurteilen. Nach dessen Ansicht brauchte die Kli#gerin
nicht damit zu rechnen, daB sie zur Vermeidung von Rechto-
nachteilen genotigt sei, einem Teil diesces Schreibens so-
fort zu widersprechen, wdhrend sic sich mit seiner Beant-
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wortung im librigen Zeit lassen diirfe. Diese Erwdgung
des Tatrichters ist frei von Rechtsirrtum.

Die Kldgerin durftc also unter den gegebenen Un-
stiinden annehmen, daB sie das einheitliche Schreiben
des Beklagten auch einheitlich beantworten konne. Das
gleiche muBte sich dann aber auch der Beklagte sagen.
Bei dieser Sachlage ist es aus Rechtsgriinden nicht zu
beanstanden, daB das Berufungogericht in dem Schweigen
der Klidgerin insgesamt kein Einverstiindnis gefunden hat.

3.) Nach alledem ist die Revision mit der Kosten-
folge des § 97 ZPO zuriickzuweioen, ohne daB es noch auf
Jdie vom Berufungsgericht gegebene - von dexr Revision
nicht angegriffene - Hilfsbegriindung ankommt.

Glanzmann Rietschel Erbvel
Vogt Finke



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	Ü!_ZR_2_18/64	URTEIL



